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"Welche Pläne hat die Landesregierung zur Weitere~twicklung des 
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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags 

übersende ich 60 Exemplare des schriftlichen Berichtes zum TOP "Wel- , 
. , 

che Plän~ hat die Landesregierung zur Weiterentwicklung, des nord­

rhein-westfälischen Dienstrechts?" . 
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Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 14.02.2019 

zu de,m Tagesordnung$punkt 

,,,Welche Pläne hat die Landes~egierung zur Weiterentwicklung des, 
nordrhein-westfälischen Dienstrechts?" 

Antrag der Fraktion derSPD vom 01.02.201'9 

Stärkung der Attraktivität der gesamten Verwaltung durch ein mo-' 

dernes ,Personalmarketing insbes,on,dere unter Beibehaltung und, 

. Verbesserung qualitativ hochwertiger Ausbildungsangebote 

Die Landesregierung v~rfolgt das Ziel, mitAusbildungs~ und lniagekam- , 

pagnen den öffentliche!1 Dienst als leistungsstarke und bürgerfreundli­

che Verwaltung zu erhalten, das Image weiter zu stärken und qualifizier~ 
. , 

te junge M~nschen als neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewin-

nen . 

. Eine attraktive Verwc;lltung muss aber auch ausgezeichnete Ausbil­

dungsangebote bereithalten. Hierzu gibt es bereits viele 'Initiativen: 

• Die Personalwerbung soll zielgruppenspezifischer und passgenauer 

werden und ~aiu alle maßgeblichen Kommunikationskanäle nutzen. 

'. Eine intensivierte Teilnahme an Ausbildungs- und Berufsmessen soll 

den öffentlichen Dienst a,ls Arbeitgeber mehr in das Bewusstsein der 

Öffentlichkeit tragen. 

• In Workshops .solienMitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die beson­

deren Bedarfe der Personalgewinnung geschult werden. 

• Die Vielfalt der Verwaltung in allen Laufbahnen und VerWendungen 

'soll mit' ihren za,hlreichen Entwicklungsmöglichkeiten in den Vorder­

grundgerückt w~rden. 
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• Dem Problem des höhen Konkurrenzdrucks mit anderen Arbeitge.- -

bern, insbesondere im IT-Bereich, soll verstärkt begegnet werden. 

• An der Fachhochschule -für öffentliche Verwaltung NRW wird ein 

dualer Studiengang "Verwaltungsinformatik" (Bache,lor) eingerichtet.­

Um die Attraktivität des Landes· als Arbeitgeber zu unterstreichen 

und das auszubildende Personal möglichsf langfristig zu binden, ist 

die Einrichtung einer technischen Laufbahn mit Vorbereitungsdienst 

in der LG 2.1 beabsichtigt. 

, • Ressortübergreifend werden vielfältige Qualifizierungsmaßnahmen 

zur Personalbindung angeboten, z.B~ im / Bereich der Verwaltungs­

fachangestellten, Verwaltungsfachwirte, für den Qualifizierungsauf­

stieg von der LG 1.2 in die LG 2.1 und' die modulare Qualifizierung 

vo~ der LG ,2.1 in die LG2.2, aber auch ,im Wege der Ausbildung 

zum "Operative Professional" und dualer Studiengänge für die Fach­

richtungen, Geoinformatik, Wirtschaftsinformatik, E-Government, In­
formatik und Software- und Systemtechnik. 

•. Die Gewinnung von Nachwuchspersonal wird über 'das regelmäßige 

Ausbildungsangebotz.B. für Fachangestellte für Büromanagement 

und für Fachinfbrmatikerinnen und Fachinformatiker für Systemin­

tegration vorangetrieben. 

• Das Karriereportal www.karriere.nrw.de wird weiterentwickelt. 

Steigerung der 'Sicherheit der Landesbediensteten bei der Wahrneh-, 

mung ihrer Dienstaufgaben' und E~stellun,geines gan~heitlichen 

Sicherheitskonzeptes -' 

Die ,Respektlosigkeit und Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst und insbesondere gegen Polizei, Feuerwehr und Einsatzkräfte im 

Rettungsdien'st sind ein gesellschaftliches Problem, welches die Lan­

desre"gierung nicht allein und die betroffenen Bereiche. nur begrenzt lö­

sen können. Die Ursachen und Bedingungen zu erkennen und positiv zu 
, ' 

ändern, ist el~e gesamtgesellschaftliche Aufgabe-und nur in einem lang;.. 

~ ... 
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fristigen Prozess, nachhaltig erreichbar. Alle Ressorts ste~en in dieser 

Frage in der Verantwortung. In NRW gibt es bereits eine Vielzahl von 

praktizierten Schutz- und Präventionsmaßnahmen, um. Gewalt am Ar­

beitsplatz vorzubeugen. Schwerpunktmäßig zu nennen sind: 

• Aus- und Fortbildungsangebotezum Konfliktmanagement, 

.• Sicherheits- und Deeskalationstrainings, . 

• Sensibilisierung von Führungskräften zum Thema Gefährdungen, 

• Erarbeitung von spezifischen Handlungsempfehlungen, . 

• bauliche Vorkehrungen oder auch Zugangskontrollen, 
, , . 

• taktische Einsatznachbereitung und Aufbereitung besonders be las-

tender Einsätze sowie psychologische Betreuungsangebote für die 

Beschäftigten .. 

, Mit Blick auf die gesamte Landesverwaltung kann ein weiterer maßgeb~ 

licher gem~insamer Standard in den arbeitsschutzrechtlichen Regelun­

gen gesehen werden. Für Arbeitgeber besteht bereits jetzt die Verpflich­

tung, eine Gefährdungsbeurteilung für jeden ,Arbeitsplatz, zu erstellen, 

entsprechende Schutz- und Präventionsmaßnahmen werden vom Ar.:. 

beitsschutz vorgegeben bzw. erarbeitet. Hierzu gehört auch der Be~eich 

der psychischen Belastung am Arbeitsplatz. 

Im rechtlichen Rahmen wurde im Jahr 2017 mit § 82a LBG NRW zur 
..... " 

Erfüllungsübernahme von Schmerzensgeldansprüchen durch den. 

Dienstherrneine neue Entschädigungsregelung geschaffen, um der 

Fürsorgeverpflichtung des Landes über die Unfallfürsorge hinaus in ho­

h~m . Maße Rechnung zu tragen. Diese Entschädigungsregelung ist 

auch auf die Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst des Landes NRW 

übertragen yvorden .. 
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, , 

Verbesserung. der Vereinbarkeit von Familien- und Berufsleben 

einschließlich einer wirksamen Frauenförderung für gleiche Ent- . 

wicklungschancenfür Frauen und Männer 

Nach der Rücknahme der verfassungsr~chtlich bedenklichen' Quotenre­

gelung. in ,§ 19 Absatz 6 LBG NRW und. der Wiederherstellung einer 

rechtssicheren Regelung hat die Landesregierung in einem weiteren 

Schritt die Beurteilungsrichtlinien der Ressorts einer Evaluation unterzo­

gen und geprüft, ob 'und i~wieweit die Beurteilungsrichtlinien strukturell 

diskriminierungsfrei sind und F~auen wie Mä.nner die gleichen Chancen 

auf eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer dienstlichen Tä­

tigkeiten und Arbeitsergebnisse haben. Die einzelnen Reg~lungen der 

Beurteilungsrichtlinien wurden von den Ress~rts an hand dieser Kriterien 

analysiert, wobei ein besonderes Augenmerk auf der Frage des Diskri­

minierungsschutzes von Bediensteten mit reduzierter, Arbeitszeit, Tele­

arbeit, Heimarbeit und anderen Ar~eitszeitmodellen ,lag. Als Ergebnis 

. ~onnte festgehalten werde'n, dass \ die. Beurteilungsrichtlinien selbst dis-

. kriminierungsfrei sind. In diesem Rahmen ist jedoch noch nicht beant­

wortet, inwieweit dies auch für die Beurteilungspraxis Geltung bean­

spruchen ,kann. 

Der Bericht der Landesregierung "Evaluation der Beurteilungsrichtlinien" 

wurde dem Landtag durch Frau Ministerin Scharrenbach mit S9hreiben 
. ; 

vom 14:. ·November .,2018 .. zugeleitet; die entsprechende Vorlage 

(17/1387) wurde.in der Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und' 

Frauen am 22. November 2018 diskutiert. Im Januar 2019 hat Frau Mi­

nisterin Scharrenbach unter Beteiligung des M.inisteriums des Innern' 

sowie des Ministeriums der F~nanzen die Fachgewerkschaften eingela­

den und 'mit diesen vereinbart, weitere Maßnahme'n der Frauen- und _ 

Familienförderung in der Landesverwaltung in einer gemeinsamen Ar­

beitsgruppe, in die auch wissenschaftliche' Expertise einbezogen wer­

den soll, zu entwickeln. Die Entwicklung weiterer praxisbezogener Maß­

nahmen wird im Dialogverfahren fortgesetzt 
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Verwaltungsvereinfachungen . und Entbürokratisierungen im Ab­

rechnungsprozess der Beil:1ilfe ' 

Das Beihilfeverfahren wird im Sinne der Beschäftigten fortlaufend entbü- . 

rokratisiert und weiterentwickelt. So. ist ,ein Verfahren für eine Direktab­

rechnung mit zugelassenen Krankenhäusern vereinbart worden, der: 

Bund hat ein Vertragswerk hierzu in' Abschluss gebracht. Nordrhei~­

Westfalen will sich an'diesem Verfahren beteHigen, wenn die Möglichkeit 
. ., 

, , zum elektränischen Datenaustausch geregelt und die Voraussetzungen 

für eine digitale Direktabrechnung in 'Nordrheili-Westfalen gegeben sind. 

Zudem wird mit dem Projekt "BeihilfeNeu" eine Reduzierung des Bear­

beitungsaufwandes und der Bearbeitungszeiten erarbeitet. Es wird eine 

komplette Neugestaltung der IT -Lösung um~esetzt, die z. B. Möglichkei­

ten zur elektronischen Kommunikation mit ,den Beihilfeberechtigten 

schaffen soll. Auf den Beschluss des Landtags vom 24~ Januar 2019 

. (17/4801)'wird hingewiesen. 

Stärkung des Gesundheitsmanagements 
" 

Im Sinne der Stärkung und Weiterentwicklung eiries 'proaktivenbehörd-· 

lichen .Gesundheitsmanagements hat die Stabsstelle Ländeskoordinati-. 

on des betrieblichen Gesundheitsmanagements seit Aufnahme' ihrer 

Tätigke'it vor allem folgende Maßnahmen initiiert: 

• regelmäßige Treffen der im BGM tätigen Beschäftigten zum re­

gelmäßigen Austausch und Einrichtung diverser Arbeitsgruppen, 

• Aufbau eines Netzwerks mit Partnern _aus der freien Wirtschaft, 

aus anderen öffentlichen Bereichen, z.B. Kommunen, und aus 

den Bundesländern, 

• Unterstützung der für das BGM zuständigen Beschäftigten in den 

Landesbehörde'nNordrhein-Westf~lens u~a. durch die, Organisa- . 

tion von Veranstaltungen (z.B. die gemeinsame Teilnahme an 

Sport-Events), Fortbildungsangebote, Förderung von Pilotprojek-- . 
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ten sowie durch die Unterstützung bei der Entwicklung der gern. 
/ ' 

§ 76 LBG NRW erforderlichen BGM-,Rahmenkonzepte. 

Darüb,er hinaus wird derzeit eine Zentralisierung bestimmter Angebote, 

z.B. eines betriebsärztlichen Dienstes, durch die Ausschreibung von 

landesweit gültigen Rahmenverträgen geprüft., 

Der Gesundheitsbericht'(ehemals Krankenstandsbericht) wurde bereits 

'weiterentwickelt und 'wird künftig mögli~hst um weitere' relevante A~pek­

te (z. B. Ursachen der krankheitsbedingten Fehlzeiten) ergänzt. 

Die Aufstellung' valider und fundierter BGM-Standards wird mit Unter­

stützung einer wissenschaftlichen. Beratung in Angriff genommen. Bei 
. , 

der FestlegUng von Mindeststandards wird die Ressorthohei~ zu 'beach-

ten sein. 

Schutz von angefallener Mel1rarbeit vor dem Verfall und die Mög­

lichkeit der finanziellen Abgeltung 

Angeordnete· oder genehmigte M~hrarbeitsstunden' von mehr als 5 
, - " , 

Stunden (bzw. 3, Stunden im Schuldienst) im Monat sind vorrangig durch 

FreizeitausgJeich innerhalb eines ,Jahres seit ihrer Entstehung auszu­

'gleichen. Kann die Mehrarbeit aus zwingenden dienstlichen Gründen 

nicht durch Dienstbefreiung innerhalb eines, Jahres ausgeglichen wer-
, , 

den, so kann stattdessen eine Mehrarbeitsvergütung zum Ausgleich ge-

zahlt werden. Sowejt es zur Vermeidung des Verfalls von Mehrarbeits­

stunden notwendig. war,' wurde in den vergangenen. Jahren, auf die Er-

'hebung der Verjährungseinrede (regelmäßige Verjährungsfrist 3 Jahre)' 
\ 

verzichtet, so dass die Betroffenen keinerlei Nachteile erlitten h~ben und 

keine Mehrarbeit verfallen ist. Aus Fürsorgeaspekten und zur Vermei­

,dung personalwirtschaftlich krit'i.sch zu bewertender "Stundenberge"'soll­

te an den bestehenden Regelungen, die einen hinreichenden' Schutz 
J , . 

der B~troffenen gewährleisten, festgehalten werden .. 
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Auch wenn die bisherigen Bemühungen im" Bereich der Polizei, den 

strukturellen Bestand an Mehrarbeitsstunden zurückzuführen und dem 

weiteren Aufbau von Mehrar~eit durch verstärkte personelle Entlastung 
" " 

entgegenzuwirken, bereits für das Jahr 2017 positive Ergebnisse ver-

zeichnen lassen, soll die angefallene Mehrarbeit auch restlos vor einem 

kompensationslosen Verfall geschützt 'sein. Mit Erlassen vom 22. Mai 

2015 und '27. J,uli 2018 wurden. deshalb mit Zustimmung' des Min"isteri- , 

"ums der Finanzen Übergangsregelungen für den Bereich der ,Polizei " 

getroffen, die nunmehr einheitliche ausgeweitete Verjährungsgrenzen 

vorsehen. So verj~hren" sowohl die" vor dem 01. Januar 2015geleiste-

" ten Mehrarbeitsstunden (sog~ Alt-Stunden), aber auch im Jahr 2016 ge-

" leist~te Mehrarbeitsstunden erst am 31. Dezember 2020. DieVerjäh­

rung der im Jahr 2015 geleisteten Mehrarbeitsst~nden wurde ebenfalls 

"um ein weiteres Jahr verschoben. Für sie tritt somit erst. am 31. Dezem-

, ber 2019 die Verjährung ein. 

Einführung von Lebensarbeitszeitkonten . 

Die Regierungsfraktionen haben sich im Koalitionsvertrag darauf geei­

nigt" Lebensarbeitszeitkonten für den öffei1tn~hen .Diensf und insbeson­

dere mit Blick auf den Polizeibereich zu schaffen. Dies soll die Attraktivi­

tät und Flexibilität des öffentlichen Dienstes steigern sowie die Perso­

nalverfügbarkeit s~cherstellen. Langzeitkonten dienen dem langfristigen 

Ansparen von Arbeitszeitguthaben.Ermöglicht werden sollen damit vo­

rübergehendebezahlte vollständige oder teilweise Freistellungszeiträu-
, " 

me während des Berufslebens für private Zwecke '(z.B." für Kinderbe-
" .' 

treuung, Pflege, WeiteJbildungen, längere Urlaube). Die Langzeitkonten 

sind ergänzend zu den bereits bestehenden Gleitzeitkont,en und ande­

ren 'Konten zur Arbeitszeiterfassung als personenbezogene Arbeitszeit-

. konten auf freiwilliger Basis geplant. Die wesentlichen' Rahmenvorgaben 

sollen für den Beamtenbereic~ in den Arbeitszeitverordnungen bestimmt 

" werden. 
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Wiedereinstiegsmanagement 

Der Koalitionsvertrag sieht zur Steigerung der Attraktivität des öffentli­

chen Dienstes und ·zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Be­

ruf die Einführung eines Rückkehrmanagements vor. Dieses soll. die 

Kompetenzen von.Wiedereinsteigern stärker als bisher berücksichtigen. 
. . 

Eine zukünftige gesetzliche Regelung im LBG 'NRW soll die Dienststel-

len verpflichten, Maßnahmen zum beruflichenWiedereinstieg nach Be­

urlaubung und .Elternzeit in die Personalentwicklungskonzepte aufzu-

. ·nehmen. Obwohl in den Behörden im Land bereits viele EinzeImaß­

nahmen . unterschiedlicher Art gelebt und umgesetzt werden; . um den 
. . - . ' 

Beschäftigten .den beruflichen WiedereinstIeg Zl:l erleichfern,'-soll die ge-

setzliche Verpflichtung der Dienststellen eine ~eitere Verbesserung der 

Vereinbarkeit von Familie und Betuf sicherstellen. Die einzelnen Maß­

nahmen, die vor Ort eingesetzt werden, müssen sich an den jeweiligen' 

personalwirtschaftlichen Bedürfnissen der Be~örden orientieren Der ge­

setzliche Regelungsentwurf wird derzeit erarbeitet. 


